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V o r w o r t .

Die deutsche Gesetzgebung hat sich in  der nächsten Zeit mit der 
überaus wichtigen Frage der Verlängerung der Privilegien der Reichs­
bank und der Privatnotenbanken zu beschäftigen. D as Bankgesetz 
vom 14. M ärz 1875 behielt dem Reiche das Recht vo r, zuerst zum 
1. Ja n u a r  1891, alsdann von 10 zu 10 Jah ren  nach vorausgegan­
gener einjähriger Ankündigung die Reichsbank aufzuheben oder ihre 
sämtlichen Anteile zum Nennwert zu erwerben (ß 41) und den 
übrigen Notenbanken die Befugnis zur Ausgabe von Banknoten zu 
denselben Terminen ohne Entschädigung zu entziehen (Z 44, Abs. 7). 
Nachdem das Reich von diesem Recht beim Ablauf der ersten Kündi­
gungsfrist nur insoweit Gebrauch gemacht ha t ,  a ls es den Anteil 
des Reichs am Reingewinn der Reichsbank erhöhte ist nun bis 
zum 31. Dezember 1899 die Entscheidung zu treffen, ob und eventuell 
unter welchen Modifikationen die Reichsbank weiter bestehen und die 
Privatnotenbanken ihr Notenrecht behalten sollen. Die Verhandlungen 
über diese Fragen werden sich voraussichtlich nicht einfach gestalten. 
Der schon beim ersten Kündigungstermin am meisten umstrittene 
P unk t, ob die Reichsbank „ v e r s t a a t l i c h t " ,  d. h. ob ihre sämt­
lichen Anteile vom Reich erworben werden sollen, wird auch dieses 
M al im M ittelpunkt des Interesses stehen. Handel und Industrie 
haben sich im M ärz dieses Ja h res  in einer Plenarversammlung des 
Deutschen Handelstags m it der größten Entschiedenheit gegen die 
Verstaatlichung ausgesprochen, während von agrarischer S eite  von *

* Durch das Gesetz, betr. die Abänderung des Bankgesetzes vom 14. März 
1875, vom 18. Dezember 1889 (R.G. Bl. S . 201).
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Anfang an die Verstaatlichung m it derselben Entschiedenheit verlangt 
worden ist. Allem Anschein nach wird es in dieser Frage zu einer 
Kraftprobe zwischen den beiden großen wirtschaftlichen Mächten kommen, 
deren Kampf in den nächsten Jah ren  das öffentliche Leben Deutsch­
lands in höherem Grade beherrschen dürfte a ls irgend ein anderer, 
wenn auch principiell tieferer Gegensatz. — Aber auch abgesehen von 
diesem wichtigsten Streitpunkte wird es nicht an Erörterungen fehlen, 
welche die Verhandlungen in die Länge ziehen werden. E s sind 
einige Reformen an Einzelheiten des Bankgesetzes in ernsthafte E r­
wägung gezogen, welche teilweise eine Verschiebung des Verhältnisses 
zwischen Reichsbank und Privatnotenbanken herbeiführen würden; 
da jede Verschiebung zu Gunsten der Reichsbank geeignet ist, den 
Widerspruch der im Besitz von Privatnotenbanken befindlichen Einzel­
staaten hervorzurufen, werden die vorgeschlagenen Reformen, falls 
sie von der Reichsregierung aufgenommen werden, namentlich im 
B undesrat zu längeren Erörterungen führen.

M uß es schon in Anbetracht dieser Verhältnisse sowohl für die 
Reichsregierung a ls auch für die Öffentlichkeit angezeigt erscheinen, 
sich so früh wie möglich m it der Verlängerung des Bankgesetzes zu 
befassen, so liegt dafür überdies in einer wichtigen Bestimmung des 
Bankgesetzes ein absolut zwingender Grund vor: in der Bestimmung, 
daß zur Verlängerung des Privilegium s der Reichsbank d ie  Z u ­
s t i m m u n g  d e s  R e i c h s t a g s  erforderlich ist*; falls bis zum

' Die Fassung des 8 41 des Bankgesetzes ist sehr unglücklich gewählt. Der 
Paragraph lautet:

„Das Reich behält sich das Recht vor, zuerst zum 1. Januar 1891, alsdann 
aber von 10 zu 10 Jahren nach vorausgegangener einjähriger Ankündigung, 
welche auf kaiserliche Anordnung, im Einvernehmen mit dem Bundesrat, vom 
Reichskanzler an das Neichsbankdirektorium zu erlassen und von letzterem zu 
veröffentlichen ist, entweder

a) die auf Grund dieses Gesetzes errichtete Neichsbank aufzuheben und die 
Grundstücke derselben gegen Erstattung des Buchwertes zu erwerben, oder 

d) die sämtlichen Anteile der Reichsbank zum Nennwert zu erwerben.
I n  beiden Fällen geht der bilanzmäßige Reservefonds, soweit derselbe nicht 

zur Deckung von Verlusten in Anspruch zu nehmen ist, zur einen Hälfte an die 
Anteilseigner, zur andern Hälfte an das Reich über.

Z u r  V e r l ä n g e r u n g  der  Fr i s t  nach I n h a l t  des  ers ten Absatzes 
ist die Z u s t i m m u n g  des  R e i c h s t a g e s  er forder l i ch. "

Die einzige „Frist", von welcher der erste Absatz spricht, sind die 10 Jahre, 
um welche jeweils das Privilegium der Neichsbank verlängert werden ^ann. 
Die strenge Auslegung des Wortlautes würde also den S inn ergeben, daß eine
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31. Dezember des kommenden Ja h re s  (1899) eine Einigung zwischen 
Reichsregierung und Reichstag nicht zu stände kommt, ist die Reichs­
regierung gehalten, das Privilegium  der Reichsbank zu kündigen. Die 
Existenz der Reichsbank in irgend einer Form  ist jedoch für den deutschen 
Verkehr in so hohem Grade eine unbedingte Notwendigkeit, daß sie 
nicht ohne jeden Ersatz einfach aufgehoben werden kann. B is  zu dem 
bezeichneten Termin müssen also die Verhandlungen zu einem gün­
stigen oder ungünstigen Abschluß gediehen sein.

I n  der T h a t wird nach einer offiziösen M itteilung ein Gesetz­
entwurf über die Verlängerung des Bankgesetzes eine der ersten V or­
lagen sein, welche dem Reichstag in der beginnenden Session vor­
gelegt werden.

Die Erneuerung des Bankgesetzes, vor allem die E rhaltung und 
eventuelle Reforin der Reichsbank ist eine Frage, welche das In te r ­
esse der weitesten Kreise berührt. Aus diesem Grunde erschien 
es der Verlagshandlung und dem Verfasser geboten, diese Schrift, 
welche zuerst in zwei Aufsätzen in „Schmollers Jahrbuch" publiziert 
wurde, nunmehr in Buchform der weitesten Öffentlichkeit zugäng­
lich zu machen. S ie  ist zu diesem Zweck vielfach abgeändert und 
erweitert worden. Namentlich der Abschnitt über die Kapitalerhöhung 
der Reichsbank (Zweiter Teil, I I  1) hat eine wesentliche Umgestaltung

Verlängerung des Reichsbankprivilegiums um mehr als 10 Jahre an die Z u­
stimmung des Reichstags gebunden ist. Auf den ersten Blick könnte es er­
scheinen, als ob damit nur etwas ganz Selbstverständliches gesagt wäre, da ja 
eine solche Verlängerung der Kündigungsfrist eine an sich schon nur mit Zu­
stimmung des Reichstags mögliche Änderung des Bankgesetzes wäre. Zur Not 
könnte man jedoch dieser Bestimmung den S inn unterschieben, daß Abmachungen 
zwischen der Reichsregierung, welche nach dem ersten Absatz allein das Kündigungs­
recht handhabt, und der Neichsbank, durch welche die erstere sich verpflichtet, 
etwa nur von 20 zu 20 Jahren die Kündigung in Erwägung ziehen zu wollen, 
ohne Zustimmung des Reichstags unstatthaft sind.

Jedenfalls kann aus dem W o r t l a u t  des letzten Absatzes nicht geschlossen 
werden, daß zur Unterlassung der im ersten Absatz in das Belieben der Reichs­
regierung gestellten Kündigung die Zustimmung des Reichstags erforderlich ist. 
Gleichwohl ist dies, wie aus der Entstehungsgeschichte des Z 41 hervorgeht, der 
S inn dieser merkwürdigen Bestimmung. Der ursprüngliche Entwurf enthielt 
den letzten Absatz dieses Paragraphen nicht; er wollte die Ausübung des Kün­
digungsrechts von jeder Mitwirkung des Reichstags frei halten. I n  der Reichs­
tagskommission herrschte die Ansicht vor, man müsse dem Reichstag die Möglich­
keit geben, die Aufhebung bzw. Verstaatlichung der Reichsbank eventuell gegen 
den Willen der Reichsregierung zu bewirken, und zu diesem Behuf wurde der 
letzte Absatz hinzugefügt (vergl. den Kommissionsbericht S . 52—55).
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erfahren. Ganz neu hinzugekommen ist der I I I .  Abschnitt des 
zweiten T eils, in welchem die gelegentlich der bevorstehenden P riv ilegs­
erneuerung der Reichsbank am meisten erörterten Fragen der Bank­
praxis, die S tellung der Reichsbank zur Landwirtschaft und die An­
griffe gegen die Diskontpolitik der Reichsbank eingehend behandelt 
werden.

Die wichtigste Vorbedingung für die Bildung eines U rteils in 
der vorliegenden, wie in jeder andern wirtschaftlichen Frage ist eine 
feste historische Grundlage. E s soll deshalb im ersten T eil dieser Schrift 
dargestellt werden, welches die Grundzüge des Bankgesetzes sind, und 
wie sich das deutsche Notenwesen unter dem Bankgesetz entwickelt hat. 
D er zweite T eil wird auf Grund dieser historischen Darstellung die 
wichtigsten Forderungen und Reformvorschläge, welche gelegentlich 
der Erneuerung des Bankgesetzes gemacht werden, einer Erörterung 
unterziehen.

B e r l i n ,  im Dezember 1898.
Kart Hetffertch.
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Erster Teil.

Die Entwickelung des deutschen Notenwesens 
unter dem Vankgesetz von 1875.

H e l f f e r i c h ,  E rneueru ng  des deutschen Bankgesetzes. 1





Geschichte und In h a lt  des deutschen Bankgesetzes 
vorn 14. M ärz 1875.

D as deutsche Bankgesetz ist nichts weniger a ls  die folgerichtig 
durchgeführte Verwirklichung theoretischer Ideale. Die Gesetzgebung 
hatte kein freies Feld für die Ausführung eines neuen schöpferischen 
Gedankens. Auf dem starken Fundament wohlerworbener P riv a t­
rechte und der politischen und wirtschaftlichen Vergangenheit Deutsch­
lands stand eine Bankverfassung, welche trotz ihrer unbestrittenen und 
großen Mangel nicht einfach beseitigt werden konnte. Die gegebene 
Aufgabe war vielmehr. Abhülfe gegen die schlimmsten Mißstände der 
bestehenden Bankverfassung zu schaffen, ihr durch Veränderungen und 
Zuthaten einen neuen Charakter zu geben und sie vor allem mit neuen 
Entwickelungstendenzen zu befruchten. N ur wer sich dies stets vor 
Augen hält, wird zu einer gerechten W ürdigung des deutschen Bank­
gesetzes und seiner Wirksamkeit gelangen.

1. Das deutsche Uotenwesen vor der Bankreform.
E s kann hier nicht die Absicht sein, den oft dargestellten Zustand 

des deutschen Notenwesens zur Zeit der Reichsgründung' aufs neue 
eingehend zu schildern; für unsere Zwecke genügt die Hervorhebung 
seiner wichtigsten Züge.

Es bestanden vor dem Erlaß des Bankgesetzes im Deutschen Reich 
33 Notenbanken, durchweg Priva tinstitu te , welche von den einzelnen *

I .

* Siehe Adol f  W a g n e r ,  System der Zettelbankpolitik mit besonderer 
Rücksicht auf das geltende Recht und auf deutsche Verhältnisse. Ein Handbuch 
des Zettelbankwesens. Freiburg i. Br. 1873. — W a l t e r  Lotz, Geschichte und 
Kritik des deutschen Bankgesetzes vom 14. März 1876. Leipzig 1888. — K a r l  
Hel f fer i ch,  Geschichte der deutschen Geldreform. Leipzig 1898.

1
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S taa ten  aus den verschiedensten Gründen und unter den verschiedensten 
Bedingungen konzessioniert worden waren, und welche den verschieden­
artigsten und teilweise durchaus ungenügenden S ta tu ten  und gesetz­
lichen Vorschriften unterlagen. Die P r e u ß i s c h e  B a n k  überragte 
alle anderen Zettelbanken weit an Bedeutung und Ansehen, ohne 
jedoch über das Gebiet des preußischen S taa te s  hinaus die beherr­
schende Stellung einer Centralbank einzunehmen.

D as Bestreben der meisten Banken, ihr Notenrecht so weit wie 
möglich auszunutzen, führte zu einer übermäßigen Ausdehnung des un­
gedeckten Notenumlaufs, welche durch das selbst einzelnen der kleinsten 
Banken verliehene Recht der unbeschränkten Notenemission, sowie 
durch Ausgabe kleiner Zettel, wie der Einthalernoten, beträchtlich er­
leichtert wurde.

Die Deckung des Notenumlaufs und der Geschäftskreis der Zettel­
banken entsprach nicht überall den berechtigten Anforderungen.

Die Umlaufsfähigkeit der Noten war territorial beschränkt. D a 
eine Einheitlichkeit in den Vorschriften über die Geschäftsführung der 
Notenbanken nicht zu erreichen war, hatte eine Reihe deutscher S taa ten  
Verbote gegen den Umlauf von Banknoten der übrigen deutschen 
S taa ten  erlassen. Wenn auch diese Verbote im freien Verkehr nicht 
streng beobachtet wurden, so galten sie doch bei den öffentlichen Kassen, 
und das Fehlen von Einlösungsstellen abseits vom Sitz der Banken 
bewirkte, daß namentlich die Zettel der kleinstaatlichen Institu te — 
die sogenannten „wilden Scheine" —  nur mit Schwierigkeiten und 
unter ihrem Nennwert anzubringen waren.

2. Die Neformbestrcbungen.
M it dem Fortschreiten der wirtschaftlichen Entwickelung Deutsch­

lands waren diese Zustände gänzlich unhaltbar geworden. Ih re  
G rundlage, ein planloses Konzessionssystem, welches in der wissen­
schaftlichen Theorie niemals anerkannt worden w ar, erfuhr auch bei 
den praktischen S taa tsm ännern  und bei der Verkehrswelt eine schwere 
Erschütterung durch die Erfahrungen während der Krisen von 1857 
und 1866, welche die Unfähigkeit der kleinen Notenbanken in drasti­
schem Gegensatz zu der ausgedehnten Hülfeleistung der Preußischen 
Bank an den Tag legten*. J e  mehr die Erkenntnis des Wesens *

* Die meisten deutschen Notenbanken schränkten während der Krisis des 
Jahres 1866 ihre Geschäfte erheblich ein, die Bank für Süddeutschland suspen­
dierte ihre Wechseldiskontierungen vollständig. — Siehe Lotz a. a. O. S . 117.



5

und der Aufgaben der in Deutschland noch verhältnismäßig jungen 
Banknote Fortschritte machte, desto mehr vereinigten sich die früher 
stark auseinandergehenden Ansichten über die notwendige Bankreform 
auf bestimmte Punkte.

Die Einheitlichkeit des Notenumlaufs galt von jeher als erstre­
benswertes Z iel; sie war nur zu erreichen durch einheitliche V or­
schriften für sämtliche Notenbanken.

Über den wünschenswerten In h a l t  dieser notwendigen Vorschriften 
hatten die praktischen Erfahrungen Klarheit geschaffen. D er Satz w ar 
allmählich zur Anerkennung gelangt, daß die Aktivgeschäfte einer 
Zettelbank der N atur ihrer Passiven, welche zum wichtigsten T eil aus 
den jederzeit einlösbaren Noten bestehen, entsprechen müssen; daß also 
die M ittel der Zettelbanken nur zu kurzfristigen Darlehen (Diskont- 
und Lombardgeschäft) und zu sicher und leicht realisierbaren Anlagen 
verwendet werden dürfen, also nicht —  wie bis dahin bei manchen 
Notenbanken —  zur Gewährung von Hypothekar-Kredit, zu Kredit­
mobiliargeschäften oder gar zur Beteiligung an industriellen U nter­
nehmungen.

Darüber hinaus erschienen Bestimmungen über die Deckung des 
Notenumlaufs, welche gleichzeitig dessen möglichste Einschränkung und 
dessen Sicherung bezweckten, erforderlich.

Schließlich führte die Erkenntnis, daß die Notenbanken nicht nur 
zur leichteren Befriedigung privatwirtschaftlicher Kreditansprüche zu 
dienen haben, sondern daß ihnen in erster Linie die Aufgabe der 
Überwachung und Regelung des gesamten Geldumlaufs obliegt — 
eine Ausgabe, die ihrer N atur nach nur von einer einzigen Stelle 
aus geleitet werden kann — , zur allmählichen Preisgabe der lange 
Zeit sehr populären Forderung der ..Bankfreiheit" und zu dem Ver­
langen nach einer centralistischen Bankverfassung, nach einer „Re i chs -  
b a n k ", welche mindestens eine bevorzugte Stellung gegenüber allen 
andern Notenbanken einnehmen und diese eventuell völlig ersetzen 
sollte, sei es sofort, sei es nach einer gewissen Übergangszeit.

3. Der ursprüngliche Entwurf des Vankgesetzes.
Während sich in den an der Notenfrage in erster Linie in ter­

essierten Kreisen eine nahezu völlige Übereinstimmung über diese Ziele 
herausbildete, fand deren Verwirklichung in politischen Kräften starke 
Hindernisse. Die hartnäckige Gegnerschaft des preußischen Finanz- 
ministers C a m p h a u s e n  verzögerte die Vorlegung eines Bankgesetz­
entwurfs bis zum Som m er 1874 und bewirkte, daß dieser Entw urf




